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Einleitung

A. Einführung in die Thematik und Problemstellung

Mit dem Inkrafttreten der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) am 
25.  Mai 2018 wurde das europäische Datenschutzrecht in einen europäisch 
einheitlichen und verbindlichen Rechtsrahmen gegossen. Die DSGVO enthält 
insbesondere ausführliche materiell-rechtliche Regelungen zur rechtmäßigen 
Verarbeitung personenbezogener Daten (pbD) i. S. v. Art. 4 Nr. 1 DSGVO 
durch die verantwortlichen Stellen (Art. 4 Nr. 7 DSGVO), wie etwa die Fest­
legung der Rechtsgrundlagen nach Art. 6, 9 DSGVO. Danach ist die Verarbei­
tung von pbD ausschließlich dann erlaubt, wenn sich der Verantwortliche auf 
zumindest einen der in Art. 6, 9 DSGVO ausdrücklich genannten Verarbei­
tungstatbestände1 berufen kann. Dieses Regelungskonzept wird in der Daten­
schutzpraxis vielfach mit der Begrifflichkeit des sog. Verbots der Datenverar­
beitung mit Erlaubnisvorbehalt umschrieben.2

Da die DSGVO u. a. ausdrücklich als Reaktion auf eine unzureichende 
Rechtsdurchsetzung während der Geltungszeit der Datenschutzrichtlinie 
(DSRL) geschaffen wurde, möchte man meinen, dass ihre Regelungen abseits 
spezifischer materiell-rechtlicher Begriffsbestimmungen und -abgrenzungen 
sowie der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe, mittlerweile einheitlich 
und umfänglich in der Rechtspraxis vollzogen werden.3 Aber das ist weit ge­

1  Im Falle des Art. 6 DSGVO sind dies die Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 lit. a, Art. 7 
DSGVO), die Durchführung eines Vertrages bzw. vorvertraglicher Maßnahmen (Art. 6 
Abs. 1 lit. b DSGVO), die Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen durch den Verant­
wortlichen, der Schutz lebenswichtiger Interessen des Betroffenen oder einer anderen 
natürlichen Person (Art. 6 Abs. 1 lit. d DSGVO), die Wahrnehmung einer Aufgabe im 
öffentlichen Interesse oder der Ausübung öffentlicher Gewalt (Art. 6 Abs. 1 lit. e 
DSGVO) oder die Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder ei­
nes Dritten (Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO).

2  Schulz, in: Gola/Heckmann, DSGVO  – BDSG, 3. Auflage 2022, Art. 6 Rn. 2; 
Buchner/Petri, in: Kühling/Buchner, DS-GVO BDSG, 3. Auflage 2020, Art. 6 Rn. 11; 
Ingold, in: Sydow/Marsch, DS-GVO – BDSG, 3. Auflage 2022, Art. 7 Rn. 8 f.; Ober­
thür, in: Kramer, IT-Arbeitsrecht, 3. Auflage 2023, § 2 Rn. 495; ablehnend zur Ver­
wendung dieser Begrifflichkeit, s. Roßnagel, NJW 2019, 1 (4 f.); Albers/Veit, in: 
BeckOK Datenschutzrecht, 44. Auflage 2023, Art. 6 Rn. 11 m. w. N. 

3  Zum Rechtsdurchsetzungsdefizit im Datenschutz unter der DSRL, s. Artikel-
29-Datenschutzgruppe, WP 168, 02356/09/DE  – Die Zukunft des Datenschutzes v. 
01.12.2009, S. 25 (Rn. 88).
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fehlt. Stattdessen lassen zahlreiche aufgedeckte Datenskandale4 und sonstige 
Medienberichte im datenschutzrechtlichen Kontext5 seit dem Inkrafttreten der 
DSGVO darauf schließen, dass die materiellen Vorgaben der DSGVO, sei es 
bewusst oder unbewusst, vielfach unbeachtet bleiben oder (wissentlich) ‚über­
sehen‘ werden. Auch in der datenschutzrechtlichen Literatur ist die Ansicht 
weit verbreitet, dass der Datenschutz allgemein oder zumindest an bereichs­
spezifischen Vollzugsdefiziten leide.6 Bei näherer inhaltlicher Betrachtung 
dieser Diskussion fällt hingegen immer wieder auf, dass sich die Kritik an der 
Effektivität des Datenschutzvollzugs zumindest teilweise in Querverweisun­
gen auf andere juristische Veröffentlichungen oder in nicht (empirisch) be­
gründeten Behauptungen erschöpft, ohne dabei konkrete Angaben zur Art und 
zum Umfang des beschriebenen Vollzugsdefizits zu liefern. Diesen Umstand 
nimmt sich diese Arbeit zum Anlass, um eine transparente und vergleichbare 
Bewertungsgrundlage für die Beurteilung der Effektivität des Rechtsvollzugs 

4  Z. B. v. Lindern, ZEIT ONLINE  – Europa regelt v. 22.05.2023, abrufbar unter: 
https://www.zeit.de/digital/datenschutz/2023-05/eu-strafe-meta-datenschutz-dsgvo-
regulierung (zuletzt abgerufen am 05.02.24); ZEIT ONLINE, Britische Datenschützer 
verhängen Höchststrafe gegen Facebook v. 25.10.2018, abrufbar unter: https://www.
zeit.de/digital/datenschutz/2018-10/cambridge-analytica-datenskandal-facebook-
geldstrafe (zuletzt abgerufen am 05.02.2024).

5  Z. B. Bonse, TAZ  – EU will Datenschutz besser durchsetzen: Mehr Harmonie, 
weniger Warten v. 04.07.2023, abrufbar unter: https://taz.de/ (zuletzt abgerufen am 
05.02.24); Flaig, Süddeutsche Zeitung – Kleine Betriebe klagen über zu viel Bürokra­
tie v. 24.05.2021, abrufbar unter: https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/dsgvo-daten 
schutz-grundverordnung-1.5302514 (zuletzt abgerufen am 05.02.24); Dachwitz/Kugel­
mann, Interview (Netzpolitik.org) – So langsam müssen die mal in die Pötte kommen 
v. 22.05.2021, abrufbar unter: https://netzpolitik.org/2021/dsgvo-kugelmann-daten 
schutzwueste-irland-so-langsam-muessen-die-mal-in-die-poette-kommen/ (zuletzt ab­
gerufen am 05.02.24); Bitkom, Stellungnahme – Struktur der Datenschutzaufsichtsbe­
hörden in Deutschland v. 21.09.2020, S. 1 f.; CDU/CSU-Fraktion, Positionspapier der 
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag – Datenstrategie der Bundesregierung v. 
26.05.2020, S. 8; Werner, WELT  – Vollzugsdefizit beim Datenschutz v. 25.07.2019, 
abrufbar unter: https://www.welt.de/print/welt_kompakt/hamburg/article197414655/
Vollzugsdefizit-beim-Datenschutz.html (zuletzt abgerufen am 05.02.24).

6  Dazu allgemein etwa Ambrock, in: F/S/H/R, Praxis-Kommentar DSGVO, 1. Auf­
lage 2023, Art. 58 Rn. 20; zur Kritik an der unzureichenden Ressourcenausstattung der 
Aufsichtsbehörden, s. Heckmann/Paschke, in: Das Staatsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland im europäischen Staatenverbund IV, 2. Auflage 2022, § 103 Rn. 121; 
Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (615); Gerpott/Mikolas, MMR 2022, 745 (751); Zie­
barth, in: Sydow/Marsch, DS-GVO  – BDSG, 3. Auflage 2022, Art. 52 Rn. 44; zur 
Kritik an der föderalen Ausgestaltung der Datenschutzaufsicht im nicht-öffentlichen 
Bereich in Deutschland, s. DEK, Gutachten der Datenethikkommission v. 10/2019, 
S. 103; Kommission Wettbewerbsrecht 4.0, Ein neuer Wettbewerbsrahmen für die Di­
gitalwirtschaft v. 09/2019; S. 84 f.; Schaar, Blog-Beitrag (EAID) – Datenschutz besser 
koordinieren und effektiver durchsetzen, abrufbar unter: https://www.eaid-berlin.de/
datenschutz-besser-koordinieren-und-effektiver-durchsetzen/ (zuletzt abgerufen am 
05.02.24).

https://www.zeit.de/digital/datenschutz/2023-05/eu-strafe-meta-datenschutz-dsgvo-regulierung
https://www.zeit.de/digital/datenschutz/2023-05/eu-strafe-meta-datenschutz-dsgvo-regulierung
https://www.zeit.de/digital/datenschutz/2018-10/cambridge-analytica-datenskandal-facebook-geldstrafe
https://www.zeit.de/digital/datenschutz/2018-10/cambridge-analytica-datenskandal-facebook-geldstrafe
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https://Netzpolitik.org
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unter der DSGVO und der Wirksamkeit der einzelnen Vollzugsmittel zu 
schaffen. Dies erfolgt unter besonderer Berücksichtigung des Rechtsvollzugs 
im aufsichtsbehördlichen Bereich und der Analyse zweier besonders praxisre­
levanter Durchsetzungsdefizite bei den Aufsichtsbehörden.

B. Themenabgrenzung und Gang der Untersuchung

Allgemeiner rechtlicher Rahmen für die Untersuchung der vorliegenden 
Arbeit ist der Datenschutzvollzug in Deutschland in der für den Schutz von 
pbD durch die DSGVO festgelegten Systematik. Dementsprechend beziehen 
sich die Ausführungen der folgenden Betrachtung nahezu ausschließlich auf 
die in Deutschland herrschenden Gegebenheiten und Entwicklungen. Recht­
liche Bezugnahmen und Vergleiche zum Datenschutzvollzug in anderen euro­
päischen Mitgliedstaaten werden hierdurch nicht ausgeschlossen, sondern er­
folgen an den dafür thematisch geeigneten Stellen.

Den Ausgangspunkt der Untersuchung bildet im ersten Teil (Kapitel 1) die 
illustrative Darstellung der Vollzugssystematik sowie der vollzugsrechtlichen 
Grundlagen, einschließlich ihrer Rechtsquellen, im deutschen Recht. Dem 
gegenübergestellt (Kapitel 2) werden die speziell für den Datenschutz unter 
der DSGVO geltenden tatsächlichen und rechtlichen Vollzuganforderungen, 
welche z. T. mit denen des deutschen Rechts übereinstimmen, z. T. aber auch 
(deutlich) davon abweichen. Nicht vom Untersuchungsgegenstand der vorlie­
genden Arbeit umfasst ist eine tiefgreifende juristische Analyse des Vollzugs­
systems im deutschen Recht. Im Hinblick auf ihren thematischen Schwerpunkt 
beschränkt sich die Untersuchung im weiteren Verlauf auf die Herausarbei­
tung von spezifisch datenschutzrechtlich wirkenden Vollzugsanforderungen 
und -entwicklungen.

Der zweite Teil der Arbeit widmet sich der rechtlichen Analyse des daten­
schutzrechtlichen Vollzugsystems unter der DSGVO. Dabei wird das durch 
die DSGVO vorgegebene Vollzugssystem entsprechend der am Datenschutz­
vollzug beteiligten Akteure, den Aufsichtsbehörden (A.), den datenschutz­
rechtlich Betroffenen (B.), den Verantwortlichen/Auftragsverarbeitern (C.) 
und dem Kollektiv (D.) systematisiert und einzeln auf deren Vollzugstätigkeit 
untersucht. Angesichts der Tatsache, dass die DSGVO mittlerweile schon 
über ein halbes Jahrzehnt in Kraft ist, liegt ein Schwerpunkt der Arbeit in der 
Bestimmung und Bewertung der praktischen Vollzugstätigkeit der Vollzugs­
beteiligten in diesem Zeitraum. Besonderes Augenmerk wird dabei auf die 
Aufsichtsbehörden gelegt. Zur Bestimmung der einzelnen Vollzugstätigkeiten 
wurden  – soweit verfügbar  – insbesondere die Tätigkeitsberichte der Auf­
sichtsbehörden (einheitlich ab 2019 bis 2022), amtliche datenschutzrelevante 
Veröffentlichungen (z. B. die Haushaltspläne der Länder und des Bundes bei 




